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	AKTUELLE PARLAMENTARISCHE VORSTÖSSE (AUSWAHL – STAND: 06.10.2022)

	MOTIONEN

	Nr.
	Urheber/Urheberin
	Thema
	Stand der Beratung
	Antwort Bundesrat

	22.3960/21.09.2022

	Fraktion der SVP (Sprecher: NR Manuel Strupler)
	Begrenzung Pensionskassenleistungen für Bundesangestellte

Der Bundesrat wird beauftragt, das Bundespersonalrecht dahingehend anzupassen, dass die Sätze der Altersgutschriften, welche vom Bund für seine Angestellten bezahlt werden, das gesetzliche Minimum um nicht mehr als 5 Prozent übersteigen.
	Im Rat noch nicht behandelt.
	

	22.3959/21.09.2022

	Fraktion der SVP (Sprecher: NR Manuel Strupler)
	Beteiligung von Arbeitgeber und Arbeitnehmer an der Beruflichen Vorsorge für Bundesangestellte an die Privatwirtschaft anpassen

Der Bundesrat wird beauftragt, das Bundespersonalrecht dahingehend anzupassen, dass der Anteil der zu bezahlenden Beiträge in der Beruflichen Vorsorge zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber stets im Verhältnis 45 Prozent zu 55 Prozent liegt.
	Im Rat noch nicht behandelt.
	

	22.3865/20.06.2022

	WAK-N (Sprecher: NR Olivier Feller, NR Jürg Grossen)
	Freiwillige Erwerbstätigkeit nach Erreichen des ordentlichen Rentenalters fördern 

Der Bundesrat wird beauftragt, Massnahmen zu treffen, damit Rentnerinnen und Rentner, die nach dem Erreichen des ordentlichen Rentenalters weiterhin einer Erwerbstätigkeit nachgehen, steuerlich begünstigt werden. Damit soll der Anreiz für eine Erwerbstätigkeit nach Erreichen des Referenzalters gesteigert werden.

Folgende Optionen sollen unter anderem überprüft werden:

1. Einführung eines Rentnerabzugs ab Erreichung eines festzulegenden (Mindest-) Arbeitspensums oder zu erreichenden Minimaleinkommens;

2. Befreiung der AHV-Altersrenten von der Einkommensteuer ab Erreichung eines festzulegenden (Mindest-) Arbeitspensums oder Minimaleinkommens;

3. Eine Senkung der Einkommenssteuer auf einen Teil oder die Gesamtsumme des mit der beruflichen Ausübung erwirtschafteten Einkommens. 
	26.09.2022:

NR: Annahme.

Motion an 2. Rat.
	Antrag des Bundesrates vom 24.08.2022

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.

	22.3841/17.06.2022

	Grüne Fraktion (Sprecherin: NR Franziska Ryser)
	Innovationen finanzieren und fördern: Vorsorgekapital nachhaltig nutzen
	Im Rat noch nicht behandelt.
	Antrag des Bundesrates vom 24.08.2022

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.

	22.3803/16.06.2022

	SR Pirmin Bischof 
	Kaufkraft schützen! Sofortiger Teuerungsausgleich bei den AHV-Renten
	26.09.2022:

SR: Annahme.

Motion an 2. Rat.
	Antrag des Bundesrates vom 07.09.2022

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.

	22.3799/16.06.2022

	SR Paul Rechsteiner
	Sofortiger Teuerungsausgleich bei den Renten
	26.09.2022:

SR: Annahme.

Motion an 2. Rat.
	Antrag des Bundesrates vom 07.09.2022

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.

	22.3792/16.06.2022

	Die Mitte-Fraktion. Die Mitte. EVP. (M-E) (Sprecher: NR Philipp Matthias Bregy)
	Kaufkraft schützen! Sofortiger Teuerungsausgleich bei den AHV-Renten
	21.09.2022:

NR: Annahme.

Motion an 2. Rat.
	Antrag des Bundesrates vom 07.09.2022

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.

	22.3389/26.04.2022

	SGK-S (Berichterstatter: SR SR Erich Ettlin)
	Auch Nebenerwerbseinkommen ins BVG

Der Bundesrat wird beauftragt, Art. 1j Bst. c der Verordnung über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVV 2) aufzuheben, um die Nebenerwerbseinkommen nicht länger von der obligatorischen Versicherung in der beruflichen Vorsorge auszunehmen. 
	Im Rat noch nicht behandelt.
	Antrag des Bundesrates vom 25.05.2022

Der Bundesrat beantragt die Annahme der Motion.    

	22.3377/06.04.2022

	SGK-N (Sprecher: NR Christian Lohr, NR Pierre-Yves Maillard)
	Invaliditätskonforme Tabellenlöhne bei der Berechnung des IV-Grads 

Der Bundesrat wird beauftragt, bis zum 30. Juni 2023 eine Bemessungsgrundlage zu implementieren, welche bei der Ermittlung des Einkommens mit Invalidität mittels statistischer Werte realistische Einkommensmöglichkeiten von Personen mit einer gesundheitlichen Beeinträchtigung berücksichtigt. Er trägt dabei den Umstand Rechnung, dass Menschen mit Behinderungen aufgrund ihrer gesundheitlichen Beeinträchtigung auch bei Hilfstätigkeiten auf tiefstem Kompetenzniveau gewisse Arbeiten nicht ausführen können und dass das Lohnniveau auch bei ihnen zumutbaren Tätigkeiten tiefer ist als bei gesunden Personen.

Bei der Überarbeitung der Bemessungsgrundlagen, die sich auf anerkannte statistische Methodik und auf den Stand der Forschung abstützt, berücksichtigt der Bundesrat das neue lineare Rentensystem, die Weiterentwicklung der Invaliditätsbemessung und damit auch die neuen Regelungen auf Stufe Verordnung per 1. Januar 2022. Er bezieht den Lösungsvorschlag von Riemer-Kafka/Schwegler mit ein, so wie er das mehrfach in Aussicht gestellt hat.

Er legt die finanziellen Konsequenzen der Bearbeitung vor Konsultation der entsprechen Verordnungsänderungen offen und konsultiert die zuständigen Fachkommissionen vor der Inkraftsetzung.
	Von beiden Räten behandelt.

01.06.2022:

NR: Annahme. Motion an 2. Rat.

26.09.2022:

SR: Die Motion wird mit folgender Änderung angenommen: Der Bundesrat wird beauftragt, bis zum 31. Dezember 2023 eine Bemessungsgrundlage zu implementieren, welche bei der Ermittlung des Einkommens mit Invalidität mittels statistischer Werte realistische Einkommensmöglichkeiten von Personen mit einer gesundheitlichen Beeinträchtigung berücksichtigt. […]
	Antrag des Bundesrates vom 25.05.2022

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion. 

	22.3123/15.03.2022

ASIP: Zustimmung
	NR Frédéric Borloz
	Die Radio- und Fernsehabgabe belastet unsere Altersleistungen zu Unrecht
Die Altersvorsorge ist eines der wichtigsten Anliegen der Schweizer Bevölkerung. Der demografische Wandel und die langfristigen Ertragsaussichten stellen grosse Herausforderungen dar. Die Reformen zur Stabilisierung und langfristigen Sicherung der Altersvorsorge verlaufen schleppend, es werden jedoch stets neue Massnahmen, Auflagen und Kosten ins System eingeführt. Es wird daher immer komplexer und teurer, die festgelegten Ziele zu erreichen, um die Renten der Pensionierten zu gewährleisten. Im Rahmen der Revision des Bundesgesetzes über Radio und Fernsehen (RTVG) wurde das Prinzip und die Berechnung der Unternehmensabgabe überarbeitet. In einigen Fällen kann eine Pensionskasse bei der Eidgenössischen Steuerverwaltung im Register der mehrwertsteuerpflichtigen Personen erfasst sein und somit auch der Radio- und Fernsehabgabe unterstehen. Es stellt sich die Frage, ob es sinnvoll ist, dass Pensionskassen diese Abgabe entrichten müssen, schliesslich handelt es sich nicht um Unternehmen im üblichen Sinne des Wortes. Ihr Vermögen gehört den Versicherten und Pensionierten und dient allein einem Vorsorgezweck. Ausserdem entrichten Versicherte und Pensionierte die Abgabe bereits individuell und die Unternehmen, die sie beschäftigen, bezahlen sie ebenfalls. Daraus ergibt sich also eine dreifache Belastung. Diese Situation ist uns bereits von Firmenkonsortien bekannt, welche die Abgabe doppelt entrichten. Abgesehen vom Prinzip der Abgabepflicht an sich ist auch die Berechnung der Radio- und Fernsehabgabe für die Pensionskassen problematisch: Der Betrag der geschuldeten Abgabe wird auf Grundlage eines Tarifs bestimmt, der vom Umsatz abhängt. Dieser Umsatz setzt sich aus dem Gesamtbetrag zusammen, der gemäss Mehrwertsteuergesetz deklariert werden muss, unabhängig davon, ob er überhaupt der Mehrwertsteuer untersteht. Der Umsatz einer Pensionskasse, der für den Betrag der Abgabe massgeblich ist, schliesst aus diesem Grund auch Beträge ein, die von der Mehrwertsteuer befreit sind. Darunter fallen die Erträge aus beweglichem und unbeweglichem Vermögen sowie ein Teil der oder gar alle Beiträge der Arbeitnehmenden und Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber. Dies hat zur Folge, dass viele Pensionskassen eine sehr hohe Radio- und Fernsehabgabe bezahlen müssen. Der Bundesrat wird daher beauftragt, dem Parlament einen Revisionsentwurf des RTVG zu unterbreiten, um die Pensionskassen und anderen Vorsorgeeinrichtungen von der Radio- und Fernsehabgabe zu befreien.
	Im Rat noch nicht behandelt.

15.08.2022

Wird übernommen.
	Antrag des Bundesrates vom 18.05.2022

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.

	21.4572/16.12.2021

	NR Christian Dandrès
	Für eine Umsetzung der BVG-Mindestquote zum Schutz der Versicherten

Der Bundesrat wird beauftragt, die Ausführungsbestimmungen zu Artikel 37 Absatz 3 Buchstaben b und c des Versicherungsaufsichtsgesetzes (VAG) dahingehend zu ändern, dass die von diesem Artikel erfassten Versicherungsunternehmen nicht länger bis zu 10 Prozent des Bruttoertrags, d. h. der Kosten- und der Risikoprämien zuzüglich des Netto-Kapitalertrags (ertragsbasierte Methode), für sich behalten dürfen. Der von Artikel 37 Absatz 4 VAG vorgesehene Schutz der Versicherten soll wirklich in die Tat umgesetzt werden, und die Höchstquote von 10 Prozent soll den Nettoertrag betreffen (ergebnisbasierte Methode), d. h. den positiven Gesamtsaldo nach Abzug der geschäftsplanmässig vorgesehenen Rückstellungen (Langlebigkeitsrisiko; künftige Deckungslücken; gemeldete, aber noch nicht erledigte Versicherungsfälle; eingetretene, aber noch nicht gemeldete Versicherungsfälle; Schadenschwankungen; Wertschwankungen der Kapitalanlagen; Zinsgarantien; Tarifumstellungen und -sanierungen).
	Im Rat noch nicht behandelt.
	Antrag des Bundesrates vom 16.02.2022

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.    

	21.4520/16.12.2021

	SR Heidi Z'graggen
	Wohneigentumsförderung für selbst bewohntes Wohnen reaktivieren

Der Bundesrat wird aufgefordert, Massnahmen zu ergreifen, die den Erwerb von selbst bewohntem Eigentum fördert, wie es in Artikel 108 BV vorgesehen ist: "Der Bund fördert den Wohnungsbau, den Erwerb von Wohnungs- und Hauseigentum, das dem Eigenbedarf Privater dient. Dazu sind im Gesetz über die Förderung von preisgünstigem Wohnraum (WFG) für den Eigenbedarf Privater folgende Anpassungen zu prüfen und/oder folgende Massnahmen zu evaluieren. Gestützt darauf soll der Bundesrat zielführende Lösungen unterbreiten:

Erstens soll der Bundesrat prüfen, ob und wie die sistierte direkte "Eigentumsförderung im Gesetz über die Förderung von preisgünstigem Wohnraum (WFG)" reaktiviert werden kann, um die Bedürfnisse nach Wohneigentum für Private, wie es in der Bundesverfassung vorgesehen ist, zu ermöglichen. Damit soll die Tragbarkeit von Hypotheken mit (subsidiären) Direktdarlehen oder Bürgschaften für selbst bewohntes Eigentum vereinfacht werden.

Zweitens wird der Bundesrat aufgefordert, eine Anpassung des Wohnraumförderungsgesetzes vorzulegen. Die Vergabe von zinslosen Darlehen oder Bürgschaften des Bundes an Privatpersonen zum Erwerb von selbst bewohntem Wohneigentum sollen mit klaren Rahmenbedingungen ergänzt und präzisiert werden. Vorstellbar sind Obergrenzen der zu unterstützenden Fläche oder der maximalen Höhe der Beiträge. Weiter sollen Zuschläge zu den zinslosen Darlehen oder Bürgschaften geprüft werden (z. B. für Familien mit Kindern oder für verdichtetes Bauen; für Bauen in (geschützten) Stadt-oder Dorfkernen; für Altbausanierungen und der Erweiterungen von Altbauten).

Drittens wird der Bundesrat aufgefordert, weitere Massnahmen (ausserhalb des WFG) vorzuschlagen, wie die Eigenmittelvorschriften und damit die Tragbarkeit für Hypotheken für selbst bewohntes Eigentum für Private erleichtert und dem jeweils gegebenen Zinsumfeld Rechnung getragen werden kann:

Die Tragbarkeit einer Hypothek wird heute mit einem virtuellen (zu) hohen Zinssatz von 4,5 - 5 Prozent gerechnet. Dabei besteht heute die Möglichkeit zum Abschluss von Festhypotheken mit langen Laufzeiten zu erheblich besseren Konditionen. Es soll neu einerseits der massgebende tiefere Zinssatz für die Tragbarkeit berücksichtigt und andererseits ein bedeutender Teil der so eingesparten Zinsen für die Amortisation zur Erreichung des Zielbands des maximalen Belehnungswertes von 2/3 in 15 Jahren verwendet werden können. Weiter soll geprüft werden, ob mit einer Lockerung der regulatorischen Eigenmittelvorschriften der Banken z.B. mittels Erhöhung des Prozentsatzes (heute max. 10 %) aus Guthaben der 2. Säule (Vorbezug und Verpfändung) die Eigenmittel erhöht werden können.

Viertens soll der Bundesrat evaluieren, wie angebotsseitig der Druck aus dem Wohnungsmarkt genommen werden kann und gestützt darauf, zielführende Massnahmen vorschlagen (insbesondere mittels zinslosen Darlehen und Bürgschaften gemäss WFG für Wohnbausanierungen in Stadt- und Dorfkernen).
	Im Rat noch nicht behandelt.

14.03.2022:

SR: Zuweisung an die zuständige Kommission zur Vorberatung.
	Antrag des Bundesrates vom 16.02.2022

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.    

	21.4472/15.12.2021

	NR Tamara Funiciello
	Dividenden der Sozialversicherungsbeitragspflicht unterstellen

Die gesetzlichen Grundlagen werden so geändert, dass auf Dividendenauszahlungen Sozialversicherungsabgaben, insbesondere AHV-Beiträge erhoben werden. Die Umsetzung und die Höhe der Beitragssätze werden durch den Gesetzgeber festgelegt.
	Im Rat noch nicht behandelt.
	Antrag des Bundesrates vom 16.02.2022

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.    

	21.4338/28.10.2021

ASIP: Ablehnung
	SGK-N (Berichterstattung: NR Thomas de Courten u. NR Philippe Nantermod) 
	BVG. Ausweitung der Versicherungspflicht auf mehrere Teilzeitbeschäftigungen

Der Bundesrat wird beauftragt, die Möglichkeiten, die Versicherungspflicht auf Arbeitnehmende auszuweiten, die für mehrere Arbeitgeber tätig sind, die BVG-Eintrittsschwelle aber nicht oder nur teilweise erreichen, zu prüfen und eine entsprechende Änderung des BVG vorzuschlagen.
	08.12.2021:

NR: Annahme.

Motion an 2. Rat.
	Antrag des Bundesrates vom 24.11.2021

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.    

	21.4282/01.10.2021

	NR Greta Gysin
	2. Säule. Das Konkubinat soll im Gesetz geregelt werden

Der Bundesrat wird beauftragt, eine Gesetzesänderung auszuarbeiten mit dem Ziel, dass die Pensionskassen die Leistungen für überlebende Ehegattinnen und Ehegatten auch für überlebende Konkubinatspartnerinnen und Konkubinatspartner erbringen müssen. Die Voraussetzungen und die Bedingungen müssen dabei die gleichen wir für Ehepaare sein. 
	Im Rat noch nicht behandelt.
	Antrag des Bundesrates vom 17.11.2021

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.    

	21.4142/29.09.2021

	SR Josef Dittli
	Altersguthaben schützen bei einem Austritt aus einem 1e-Plan

Der Bundesrat wird eingeladen, eine Vorlage auszuarbeiten, um das Freizügigkeitsgesetz (FZG) dahingehend zu ändern, dass beim Stellenwechsel von einem Arbeitgeber mit einem 1e-Vorsorgeplan zu einem Arbeitgeber ohne 1e-Vorsorgeplan ein zwangsweiser Verlust auf der Freizügigkeitsleistung verhindert werden kann. Durch eine Änderung des FZG sollte dem Arbeitnehmer die Möglichkeit geboten werden, bei Austritt aus einem 1e-Vorsorgeplan sein entsprechendes Vorsorgeguthaben bis zu zwei Jahren auf einer Freizügigkeitseinrichtung zu belassen. Der betroffene Arbeitnehmer hätte so die Möglichkeit, einen im Austrittszeitpunkt aus der Pensionskasse des alten Arbeitgebers realisierten Verlust durch Einbringen in eine Anlagestrategie mit ähnlichem Aktienanteil bei einer Freizügigkeitseinrichtung bei steigenden Kursen wieder wettzumachen. In der Folge könnte der Arbeitnehmer während zwei Jahren selbst den Verkaufszeitpunkt seines Vorsorgeguthabens und dessen Einbringung in die Pensionskasse des neuen Arbeitgebers bestimmen.
	An die Kommission zur Vorberatung zugewiesen.
	Antrag des Bundesrates vom 17.11.2021

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.    

	21.3564/05.05.2021

	NR Daniela Schneeberger
	Gleichbehandlung von rentenbeziehenden Personen bei Härtefallleistungen von Wohlfahrtsfonds

Der Bundesrat wird beauftragt, Artikel 8quater AHVV (Härtefallleistungen) so zu ändern, dass im Falle von Härtefallleistungen eines Wohlfahrtsfonds an rentenbeziehende Personen nicht nur ordentlich pensionierte Altersrentnerinnen und -rentner, sondern sämtliche rentenbeziehenden Personen von einem AHV-Freibetrag von 16 800 Franken profitieren.
	Im Rat noch nicht behandelt.
	Antrag des Bundesrates vom 01.09.2021

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.    

	21.3462/30.04.2021

	SGK-N
	Auftrag für die nächste AHV-Reform

Der Bundesrat wird beauftragt, dem Parlament bis am 31. Dezember 2026 eine Vorlage zur Stabilisierung der AHV für die Zeit von 2030 bis 2040 zu unterbreiten.

Eine Minderheit der Kommission (Gysi Barbara, Aebischer, Feri Yvonne, Maillard, Meyer Mattea, Porchet, Prelicz-Huber, Weichelt-Picard) beantragt, die Motion abzulehnen.
	09.06.2021:

NR: Annahme.

14.09.2021:

SR: Annahme.
	Antrag des Bundesrates vom 26.05.2021

Der Bundesrat beantragt die Annahme der Motion.        

	21.3017/05.02.2021

ASIP: Ablehnung
	SGK-N (Berichterstatter: NR Andri Silberschmidt)
	Sichere Renten dank umfassend kompetenter Verwaltung der Pensionskassengelder

Der Bundesrat wird beauftragt, die Verordnung über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVV 2) gezielt zu erneuern und den aktuellen Herausforderungen anzupassen:

- mehr Anlagekompetenz in den Stiftungsräten (Art. 33): Einführung von statutarischen Anforderungen an das oberste Organ der Vorsorgeeinrichtung i.S. Wissen im Bereich Risikomanagement und Verwaltung von Anlagen.

- mehr Risikomanagement (Art. 50): Der heutige Grundsatz der Risikoverteilung soll mit einem umfassenden Risikomanagement ergänzt werden, welches in die bestehende Berichtserstattung einfliessen soll.

- mehr Verantwortung in der Anlagebewirtschaftung (Art. 55): Die Kategorienbegrenzungen sollen wegfallen. Jede Pensionskasse weist eine andere Risikostruktur auf, weshalb fixe Vorgaben keinen Sinn ergeben. Gerade in Zeiten von negativen Renditen auf Staatsanleihen und hohen Schwankungen auf Aktienmärkten bedeutet die Orientierung an fixen Limiten tiefe Renditen und falsche Sicherheit, welches die Sicherheit der Renten gefährdet.

Eine Minderheit der Kommission (Gysi Barbara, Feri Yvonne, Maillard, Meyer Mattea, Porchet, Prelicz-Huber, Wasserfallen Flavia, Weichelt-Picard) beantragt, die Motion abzulehnen.
	16.06.2021:

NR: Annahme.

Motion an 2. Rat.
	Antrag des Bundesrates vom 21.04.2021

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.        

	20.4716/18.12.2020

	NR Gabriela Suter
	Keine Zweckentfremdung von Altersguthaben

Der Bundesrat wird eingeladen, dem Parlament die gesetzlichen Änderungen vorzulegen, damit die angesparten obligatorischen Pensionskassenbeiträge in der Pensionskasse oder auf dem Freizügigkeitskonto nicht für die Rückerstattung von Sozialhilfe verwendet werden können.
	Im Rat noch nicht behandelt.
	Antrag des Bundesrates vom 24.02.2021

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.        

	20.4693/18.12.2020

	NR Marco Romano
	Gleiche Rechte bei der Witwen- und der Witwerrente. Das Urteil des EGMR legt eine Gesetzesänderung nahe
Der Bundesrat wird beauftragt, das Bundesgesetz über die Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHVG) zu ändern, damit die Waisen und der überlebende verheiratete Elternteil, ob Frau oder Mann, nicht diskriminiert werden. Es ist vorzusehen, dass:

1. alle volljährigen Waisen in Ausbildung und alle volljährigen pflegebedürftigen Waisen Anspruch darauf haben, dass der überlebende Elternteil, der für sie sorgt, egal ob verheiratet oder geschieden und egal ob Vater oder Mutter, die Witwer- oder Witwenrente erhält;

2. die geschiedenen überlebenden Ehegattinnen oder Ehegatten (Mütter oder Väter) ohne Kinder in Ausbildung und ohne pflegebedürftige Personen, für die sie sorgen müssen, nur dann Anspruch auf eine Witwen- oder Witwerrente haben, wenn im rechtskräftigen Scheidungsurteil Unterhaltsbeiträge für sie vorgesehen sind. Die Witwen- oder Witwerrente (AHV und berufliche Vorsorge zusammen) kann höchstens den im Scheidungsurteil festgelegten Unterhaltsbeitrag betragen, der vom verstorbenen ehemaligen Ehegatten oder der verstorbenen ehemaligen Ehegattin (Vater oder Mutter) geschuldet war. Der Anspruch auf die Rente erlischt mit dem Anspruch auf den Unterhaltsbeitrag.
	Im Rat noch nicht behandelt.


	Antrag des Bundesrates vom 17.02.2021

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.

	20.4595/17.12.2020 

	NR Jean-Pierre Grin
	Reform der zweiten Säule. Koordinationsabzug bei der Berechnung der Sparbeiträge teilweise oder ganz aufgeben

Der Bundesrat wird beauftragt, im Rahmen der Reform der 2. Säule den Koordinationsabzug bei der Berechnung der Sparbeiträge auf dem Lohn abzuschaffen.
	Im Rat noch nicht behandelt.
	Antrag des Bundesrates vom 17.02.2021

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.        

	20.4552/16.12.2020

	NR Alois Gmür
	Eine Abrechnungsstelle für Sozialversicherungen und Steuern

Der Bundesrat wird beauftragt, den interessierten Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber von Beschäftigten im Haushalt die Möglichkeit zu bieten, sämtliche Sozialversicherungen und die Steuern (Quellensteuer) bei einer einzigen Anlaufstelle abrechnen zu können.
	19.03.2021:

NR: Annahme.

27.09.2021:

SR: Annahme.
	Antrag des Bundesrates vom 17.02.2021

Der Bundesrat beantragt die Annahme der Motion.

	20.4542/16.12.2020

	NR Léonore Porchet 
	Vorsorge für die ökologische berufliche Umorientierung
Der Bundesrat wird beauftragt, eine neue Form der beruflichen Vorsorge nach dem Modell der Erwerbsersatzordnung vorzusehen, mit folgender Ausrichtung:

1. Die neue Versicherung schlägt jeder Person, die beruflich von menschengemachten Umweltbeeinträchtigungen, namentlich dem Klimawandel, betroffen ist, eine berufliche Umorientierung nach den Grundsätzen der Nachhaltigkeit vor.

2. Sie schlägt jeder Person, die beruflich von den politischen Massnahmen zugunsten der energetischen und ökologischen Transition betroffen ist, eine ebensolche Umorientierung vor.

3. Sie umfasst alle gegenwärtigen und künftigen Leistungsbezügerinnen und bezüger der Sozialversicherungen und schlägt ihnen eine berufliche Umorientierung nach den Grundsätzen der Nachhaltigkeit vor.

Jede berufliche Umorientierung muss auf Dauerhaftigkeit angelegt sein.
	Im Rat noch nicht behandelt.
	Antrag des Bundesrates vom 17.02.2021

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.        

	20.4516/16.12.2020

	NR Andreas Glarner
	Angleichung des Rentenalters von Mitarbeitenden der Flugsicherung

Der Bundesrat wird beauftragt, zusammen mit Skyguide geeignete Massnahmen zu ergreifen, um das Rentenalter von Fluglotsinnen und Fluglotsen unter Gewährleistung der sicherheitsrelevanten Aspekte und weitestgehend kostenneutral auf das ordentliche Rentenalter von 64 respektive 65 Jahre anzuheben.
	Im Rat noch nicht behandelt.
	Antrag des Bundesrates vom 24.02.2021

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.        

	20.4445/09.12.2020

	NR Baptiste Hurni 
	Witwerrente. Dieser rechtswidrigen und veralteten Regelung, die gegen die Rechtsgleichheit verstösst, jetzt ein Ende setzen

Der Bundesrat wird beauftragt, Artikel 24 Absatz 2 AHVG anzupassen oder aufzuheben, sodass die Bestimmung mit dem EMGR-Entscheid B. gegen die Schweiz (Fall-Nr. 78630/12) und vor allem mit dem in unserer Verfassung verankerten Grundsatz der Rechtsgleichheit übereinstimmt.
	Im Rat noch nicht behandelt.


	Antrag des Bundesrates vom 17.02.2021

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.

	20.4078/23.09.2020

	NR Andri Silberschmidt
	Netto-null-Ziel im Jahr 2050. Ein Nachhaltigkeitsziel auch für die AHV

Der Bundesrat wird beauftragt, basierend auf seiner Antwort auf die Motion 20.3833, die Zielsetzung zu beschliessen und langfristig umzusetzen, wonach die AHV bis ins Jahr 2050 nachhaltig und generationengerecht finanziert werden muss (kein Umlagedefizit im Jahr 2050).
	18.12.2020: NR: Annahme

Motion an 2. Rat.

14.06.2022:

SR: Annahme.
	Antrag des Bundesrates vom 11.12.2020

Der Bundesrat beantragt die Annahme der Motion.

	20.3096/11.03.2020

	SGK-N (Berichterstatter: SR 

Paul Rechsteiner) 
	Vermeidung von Doppelspurigkeiten zwischen Branchenlösungen und Überbrückungsleistungen

Der Bundesrat wird beauftragt, dem Parlament die nötigen gesetzlichen Grundlagen vorzulegen, die sicherstellen, dass negative Anreize vermieden und Doppelspurigkeiten zwischen den Leistungen in Branchen mit sozialpartnerschaftlichen Lösungen für ältere Mitarbeitende und den Überbrückungsleistungen beseitigt werden. 
	Angenommen.

14.06.2021:

SR: Annahme.

11.06.2020:

NR: Annahme.
	Antrag des Bundesrates vom 08.05.2020

Der Bundesrat beantragt die Annahme der Motion.        



	19.4122/23.09.2019

	SR Thomas Minder
	Stimmrechtsberater und börsenkotierte Aktiengesellschaften. Interessenkonflikte offenlegen und vermeiden

Der Bundesrat wird beauftragt, eine Gesetzesänderung (bspw. des Finanzmarktinfrastrukturgesetzes) vorzulegen, um die Interessenkonflikte der Stimmrechtsberater ("Proxy Advisors") bei börsenkotierten Aktiengesellschaften offenzulegen und zu vermeiden. Er berücksichtigt dabei die internationale Entwicklung. 
	Angenom-men.

16.12.2019:SR: Annahme.

03.06.2020:NR: Annahme.


	Antrag des Bundesrates vom 20.11.2019

Der Bundesrat beantragt die Annahme der Motion.        



	19.3702/19.06.2019

	SR Erich Ettlin
	Einkauf in die Säule 3a ermöglichen

Der Bundesrat wird beauftragt, Art. 82 BVG und die entsprechenden Verordnungsbestimmungen dahingehend abzuändern, dass Personen mit einem AHV-Einkommen, die in früheren Jahren keine oder nur Teilbeiträge in die Säule 3a einzahlen konnten, die Möglichkeit erhalten, dies nachzuholen und vollumfänglich vom steuerbaren Einkommen im Einkaufsjahr abziehen können (sog. 3a Einkauf). Die Einkaufsmöglichkeiten sollen dabei zeitlich und finanziell eingeschränkt werden, wie in der Begründung erläutert.
	Angenommen. 12.09.2019:

SR: Annahme.

02.06.2020: NR: Annahme.
	Antrag des Bundesrates vom 14.08.2019

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.        



	17.3325/04.05.2017

ASIP: Ablehnung
	Fraktion der Bürgerlich-Demokratischen Partei (BDP) (Sprecher: NR Duri Campell)
	Endlich gleichlange Spiesse für über 50-Jährige

Der Bundesrat wird damit beauftragt, die Benachteiligungen der älteren Generation im BVG abzuschaffen und bei den Altersgutschriften einen Einheitssatz einführen.
	05.06.2019: 

NR:

Annahme.

Motion an 2. Rat.
	Antrag des Bundesrates vom 30.08.2017

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.

	16.3350/07.04.2016

ASIP: Zustimmung
	SGK-N


	Entpolitisierung der technischen Parameter im BVG

Der Bundesrat wird beauftragt, eine Änderung des Bundesgesetzes über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVG) einzuleiten, mit welcher der Mindestumwandlungssatz sowie der Mindestzinssatz entpolitisiert werden.

Eine Minderheit (Steiert, Carobbio Guscetti, Feri Yvonne, Graf Maya, Gysi, Heim, Schenker Silvia) beantragt die Ablehnung der Motion.
	Motion an 2. Rat 29.09.2016:  NR: 

Annahme.

29.11.2017: SR: Die Behandlung der Motion wird für mehr als ein Jahr ausgesetzt. 11.06.2018: NR: Keine Sistierung.

26.09.2019:

SR: Sistierung.
	Antrag des Bundesrates vom 06.07.2016           Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.  

	
	
	
	
	

	POSTULATE

	Nr.
	Urheber/Urheberin
	Thema
	Stand der Beratung
	Antwort Bundesrat

	22.3220/17.03.2022

	NR Philippe Nantermod 
	BVV 3. Mehr Flexibilität bei der Erbfolgeplanung 

Der Bundesrat wird aufgefordert, die Möglichkeit einer Änderung der Reihenfolge der begünstigten Personen nach Artikel 2 der Verordnung über die steuerliche Abzugsberechtigung für Beiträge an anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) zu untersuchen. Namentlich geht es um die Möglichkeit, den überlebenden Ehegatten oder die überlebende Ehegattin als begünstigte Person bei der beruflichen Vorsorge oder der 3. Säule auszuschliessen, wenn die betroffenen Parteien dazu einwilligen.
	17.06.2022:

NR: Annahme.
	Antrag des Bundesrates vom 18.05.2022

Der Bundesrat beantragt die Annahme des Postulates.  

	21.4586/16.12.2021

	NR Barbara Gysi  
	Auswirkungen des stufenlosen Rentensystems auf die Erwerbstätigkeit

Der Bundesrat wird gebeten, in einem Bericht zu analysieren, inwiefern sich die Erwerbstätigkeit von Personen mit IV-Renten mit dem stufenlosen Rentensystem verändert hat und - falls wenig positive Veränderung sichtbar ist - welche anderen Hindernisse neben den bisherigen Schwelleneffekten einer Steigerung der Erwerbspartizipation im Wege stehen. Die Antwort des Bundesrats kann im Rahmen der geplanten Evaluation der Vorlage 17.022 erfolgen.
	Im Rat noch nicht behandelt.

18.03.2022:

NR: Bekämpft. Diskussion verschoben.

09.05.2022:

NR de Courten zieht seine Bekämpfung zurück.

17.06.2022:

NR: Annahme.
	Antrag des Bundesrates vom 16.02.2022

Der Bundesrat beantragt die Annahme des Postulates.  

	21.4430 /15.12.2021

	FDP-Liberale Fraktion (RL) (Sprecher: NR Philippe Nantermod)
	Auswirkungen einer zivilstandsunabhängigen Altersvorsorge? 

Der Bundesrat wird beauftragt, einen Bericht vorzulegen, in welchem die Folgen der Einführung einer individuellen, vom Zivilstand völlig unabhängigen Altersvorsorge aufgezeigt werden. Untersucht werden sollen insbesondere folgende Themen:

- AHV: Abschaffung der Vorteile und Nachteile verheirateter oder in eingetragener Partnerschaft verbundener Paare.

- BVG: Auswirkungen einer strikten Individualisierung der Leistungen der beruflichen Vorsorge auf das Niveau der Renten sowie auf die Umverteilung von den erwerbstätigen Versicherten zu den Rentnerinnen und Rentnern.

- Auswirkungen auf die anderen Sozialversicherungen (Ergänzungsleistungen, Sozialhilfe etc.) sowie auf die Finanzen von Bund, Kantonen und Gemeinden.

- Entwicklung der Eckwerte in den kommenden Jahren und Jahrzehnten.

- Übergang zum neuen System unter Wahrung der Kostenneutralität. 
	18.03.2022:

NR: Annahme.
	Antrag des Bundesrates vom 16.02.2022

Der Bundesrat beantragt die Annahme des Postulates.    

	21.4114/29.09.2021

	FDP-Liberale Fraktion (RL) (Sprecher: NR Andri Silberschmidt) 
	Freie Wahl der Pensionskasse: Machbarkeit und Vorteile?

Der Bundesrat wird beauftragt, in einem Bericht aufzuzeigen, wie eine freie Wahl der Pensionskasse eingeführt werden könnte. Folgende Punkte sollen u.a. vertieft evaluiert werden:

- Verschiedene Modelle: Vollständig freie Wahl oder beschränkte Anzahl von Optionen?

- Vorteile und Nachteile, insbesondere für Angestellte mit mehreren Jobs.

- Abklärung der Rolle des Arbeitgebers im neuen System und Wege, um einen allfälligen bürokratischen Mehraufwand zu verhindern.

- Möglicher Einbau von Mitentscheidungsmöglichkeiten der Versicherten.

- Einfluss auf den Pensionskassen-Markt.

- Erfahrungen im Ausland.

- Übergangsphase.
	Im Rat noch nicht behandelt.
	Antrag des Bundesrates vom 24.11.2021

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung des Postulates.    

	21.3877/17.06.2021

	NR Melanie Mettler 
	Evaluation Strukturreform BVG

Der Bundesrat wird beauftragt, die vor zehn Jahren in Kraft getretene Strukturreform BVG durch eine unabhängige Expertise evaluieren zu lassen und Bericht zu erstatten, ob zur Weiterentwicklung ein Entwurf zu einem Erlass der Bundesversammlung vorzulegen oder eine Massnahme zu treffen sei.
	Angenommen.

01.10.2021:

NR: Annahme.
	Antrag des Bundesrates vom 25.08.2021

Der Bundesrat beantragt die Annahme des Postulates.

	21.3389/19.03.2021

	NR Stefania Prezioso Batou 
	Für eine Anerkennung der Hausarbeitsjahre durch die Sozialversicherungen

Die Mehrheit der angestellten Frauen wird schlechter bezahlt, befindet sich in prekäreren Arbeitsverhältnissen und erhält eine geringere Altersrente. Ihre niedrigeren Einkommen, die insbesondere mit aufgezwungener Teilzeitarbeit, der Aufgabe der Berufstätigkeit bei Mutterschaft und der direkten und indirekten Lohndiskriminierung in Zusammenhang stehen, spiegeln sich auch im System der individuellen Beiträge für die 2. Säule wider: Frauen erhalten im Durchschnitt 18 000 Franken jährlich, während es bei Männern 32 400 Franken pro Jahr sind. Da Frauen auch den grössten Teil der Hausarbeit übernehmen, sind sie als erste vom Sozialabbau betroffen. Im Durchschnitt ist ihre Rente um einen Drittel niedriger als jene von Männern. Dies betrifft vor allem verheiratete Frauen, am meisten leiden jedoch geschiedene Rentnerinnen darunter. Rund 30% von ihnen sind deshalb auf Ergänzungsleistungen angewiesen. Dieser Unterschied ist darauf zurückzuführen, dass vor allem Frauen, die den Grossteil der Hausarbeit leisten, Halbzeitstellen haben oder manchmal sogar darauf verzichten zu arbeiten. Daher zahlen sie weniger Beiträge an die Sozialversicherungen und sind somit im Pensionsalter benachteiligt. Der Bundesrat wird gebeten, einen Bericht vorzulegen, in dem er verschiedene Möglichkeiten zur Bekämpfung dieser Ungerechtigkeit zusammen mit ihren Vor- und Nachteilen aufzeigt. Es braucht sowohl für Frauen, die bereits in der Rente sind und unter dieser Ungerechtigkeit leiden, als auch zur Vermeidung dieses Problems in der Zukunft Lösungen. Der Bundesrat soll insbesondere die Möglichkeit untersuchen, die Ergänzungsleistungen zu erhöhen, die Hausarbeitsjahre für Frauen, die ihre berufliche Tätigkeit aufgeben mussten, durch die Sozialversicherungen anzuerkennen, das Angebot für die Betreuung von Kleinkindern auszubauen und eine bessere Aufteilung der Hausarbeit zwischen Frauen und Männern zu
	Im Rat noch nicht behandelt.
	Antrag des Bundesrates vom 12.05.2021

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung des Postulates.

	20.4449/10.12.2020

	NR Yvonne Feri
	Ungleichbehandlung von Witwen und Witwer beheben

Der Bund wird beauftragt, in einem Bericht aufzuzeigen, wie die Ungleichbehandlung von Witwen und Witwer in der AHV und der Unfallversicherung behoben werden können und wie gleichzeitig eine angemessene Existenzsicherung für Hinterbliebene unabhängig von ihren Familienmodellen und Lebensformen gewährleistet werden kann.
	Angenommen.

19.03.2021:

NR: Bekämpft. Diskussion verschoben.

05.05.2021:

NR: Annahme.
	Antrag des Bundesrates vom 03.02.2021

Der Bundesrat beantragt die Annahme des Postulates.        

	20.4141/24.09.2020

	NR Benjamin Roduit 
	Für eine bessere soziale Absicherung der Selbstständigerwerbenden

Der Bundesrat wird beauftragt, eine umfassende Untersuchung über die Modalitäten der sozialen Absicherung der Selbstständigerwerbenden (Einzelunternehmer/innen, Arbeitgeber/innen, mitarbeitende Ehegatten/Ehegattinnen, Personen in arbeitgeberähnlicher Stellung ...) durchzuführen. Insbesondere sollen Lücken ermittelt werden, die sich besonders in Krisen offenbaren, und in Abstimmung mit den Sozialpartnern sollen angemessene Massnahmen vorgeschlagen werden.
	Im Rat noch nicht behandelt.
	Antrag des Bundesrates vom 25.11.2020

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung des Postulates.

	19.3950/26.06.2019

	UREK-SR (Berichterstattung: SR Damian Müller)
	Nachhaltigkeit fördern dank zeitgemässen Anlagerichtlinien

Der Bundesrat soll prüfen und darüber Bericht erstatten, wie die Anlagebestimmungen (zulässige Anlagen und Kategorienbegrenzungen) der beruflichen Vorsorge (BVV2) angepasst werden könnten, dass nachhaltiges Investieren von Pensionskassen nicht länger durch hinderliche Bestimmungen erschwert wird. Dazu sollen die Bestimmungen zu den zulässigen Anlagen und die Kategorienbegrenzungen aufgehoben werden. Die bereits implementierte «Prudent Investor Rule» soll vollumfänglich als Richtwert für die Anlage der Pensionskassen verwendet werden.
	Angenommen. 25.09.2019:

SR: Annahme.
	Antrag des Bundesrates vom 28.08.2019            Der Bundesrat beantragt die Ablehnung des Postulates.

	19.3172/20.03.2019

	SR Peter Hegglin
	Förderung der Erwerbstätigkeit nach Erreichen des Regelrentenalters

Mit dem Ziel, Anreize zu schaffen, die Erwerbstätigkeit nach dem Regelrentenalter zu fördern, wird der Bundesrat gebeten, in einem Bericht Lösungsvarianten zu AHV, BVG und den Steuern vorzuschlagen, dies unter Berücksichtigung der Parameter Freibetrag und Auffüllen von Beitragslücken sowie einer attraktiveren Gestaltung des Rentenaufschubs in der AHV und in der beruflichen Vorsorge.
	Angenommen. 20.06.2019: SR: Annahme.
	Antrag des Bundesrates vom 15.05.2019

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung des Postulates.

	16.3908/14.10.2016

	SGK-N (Sprecherin: NR Regine Sauter)
	Vorsorgesituation von Selbstständigerwerbenden analysieren
Der Bundesrat wird beauftragt, in einem Bericht die Vorsorgesituation von Selbstständigerwerbenden zu analysieren. Der Bericht soll insbesondere die folgenden Punkte untersuchen:

1. Mögliche Vorsorgelücken.

2. Mögliche Versicherungsmodelle (inkl. Prüfung eines Obligatoriums im BVG, punktuelle Massnahmen usw.).

3. Auswirkungen auf die Ergänzungsleistungen.

4. Vorsorgesituation von Personen, die gleichzeitig einer selbstständigen und einer unselbstständigen Teilzeitarbeit nachgehen.

Eine Minderheit (Brunner, Brand, Clottu, de Courten, Frehner, Giezendanner, Herzog, Steinemann) beantragt, das Kommissionspostulat abzulehnen.
	Angenommen. 08.12.2016: NR:  

Annahme.
	Antrag    des Bundesrates vom 02.12.2016

Der Bundesrat beantragt die Annahme des Postulates.

	
	
	
	
	

	PARLAMENTARISCHE INITIATIVEN

	Nr.
	Urheber/Urheberin
	Thema
	Stand der Beratung
	Antwort Bundesrat

	22.444/16.06.2022

	NR Christian Dandrès 
	Risikogemeinschaft in den Sammelstiftungen der beruflichen Vorsorge
Die Bestimmungen über die Sammelstiftungen in der beruflichen Vorsorge sind so zu ändern, dass:

a. alle Personen, die im Rahmen der obligatorischen beruflichen Vorsorge bei einer Sammel- oder Gemeinschaftsstiftung versichert sind, eine einzige Risikogemeinschaft bilden, ungeachtet dessen, dass sie bei verschiedenen Arbeitgebern angestellt sind; von den günstigeren Risikoprämien, die sich aus der grösseren Zahl der Versicherten ergeben, sollen gleichmässig alle Arbeitgeber profitieren;

b. jeder Rabatt, den eine Versicherungsgesellschaft einem Versichertenkollektiv einer Sammelstiftung gewährt, im prozentualen Verhältnis der individuellen Prämien gleichermassen allen anderen Versichertenkollektiven dieser Sammelstiftung gewährt werden muss;

c. die Überschussanteile (Art. 37 Abs. 3 VAG und Art. 153 Abs. 2 AVO) einzig entsprechend dem anteiligen Deckungskapital, ohne Berücksichtigung des Schadenverlaufs und des Verwaltungsaufwands, zugeteilt werden.
	Im Rat noch nicht behandelt.
	

	22.410/15.03.2022

	NR Stefania Prezioso Batou
	Für einen gesicherten, solidarischen und umweltbewussten Ruhestand
Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert:

Art. 111 Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge

1 Der Bund regelt und organisiert die obligatorische Säule der Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge. Die obligatorische Säule ermöglicht den berechtigten Personen die Fortsetzung der gewohnten Lebenshaltung in angemessener Weise.

2 Die obligatorische Säule wird durch eine eidgenössische Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung umgesetzt, die auf dem Umlageverfahren beruht. Der Bund sorgt dafür, dass sie ihre Funktion auf nachhaltige Weise erfüllen kann.

3 Der Bund kann die individuelle Vorsorge in Form von gebundenem Sparen oder privater Versicherung regeln. Bund und Kantone sehen für entsprechende Einzahlungen keine Steuererleichterungen vor.

4 Der Bund gewährt den Einrichtungen der eidgenössischen Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung Steuererleichterungen. Er kann die Kantone dazu verpflichten, dieselben Erleichterungen zu gewähren.

Art. 112 Alters-, Hinterlassenen und Invalidenversicherung

1 Die Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung richtet sich nachfolgenden Grundsätzen:

a. Sie ist allgemein, obligatorisch und öffentlich.

b. Sie gewährt Geldleistungen in Rentenform sowie Sachleistungen.

c. Sie wird durch Beiträge der Versicherten sowie der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber, durch Leistungen der Gemeinwesen und den Ertrag des Rückstellungsfonds finanziert.

2 Für die Renten gelten folgende Grundsätze:

a. Die Höchstrente beträgt maximal das Doppelte der Mindestrente; diese beträgt 4000 Franken. Die Renten werden mindestens der Preis- und Lohnentwicklung angepasst.

b. Der Rentenanspruch von Frauen entsteht spätestens mit 64 Jahren, derjenige von Männern spätestens mit 65 Jahren. Das Gesetz sieht Möglichkeiten eines früheren Altersrücktritts vor.

c. Bei der Festlegung der Höhe der Rente werden insbesondere die Beitragsjahre, die Erziehungsgutschriften, die Gutschriften für die Pflege von Angehörigen sowie die internationalen Abkommen berücksichtigt.

3 Für die Erhebung der Beiträge gelten folgende Grundsätze:

a. Sie werden auf dem gesamten Einkommen erhoben.

b, Die Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber bezahlen mindestens 55 Prozent der Beiträge für ihre Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

c. Das Gesetz legt den Beitragssatz fest und sieht für Selbstständigerwerbende eine besondere Regelung vor.

4 Die bestehenden Leistungen von Bund und Kantonen für Pensionierte sind gewährleistet. Die Leistungen des Bundes werden in erster Linie aus dem Reinertrag der Tabaksteuer, der Steuer auf gebrannten Wassern und der Abgabe aus dem Betrieb von Spielbanken gedeckt.

5 Der Bund regelt und überwacht die Verwaltung des Rückstellungsfonds; dieser wird dezentral von Pensionskassen nachfolgenden Grundsätzen geführt:

a. Die Pensionskassen sind Einrichtungen des öffentlichen Rechts oder Stiftungen.

b. Sie ziehen die Beiträge ein und richten die Leistungen aus.

c. Die Verwaltung des Rückstellungsfonds steht im Einklang mit den Sozial- und den Nachhaltigkeitszielen von Bund und Kantonen.

d. Die Beteiligung der Versicherten sowie der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber an der Verwaltung der Pensionskassen ist gewährleistet.

Art. 113

Aufgehoben

Art. 197 Übergangsbestimmungen

1 Die Versicherten, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des neuen Rechts das Rentenalter erreicht haben oder höchstens zehn Jahre davon entfernt sind, können zwischen der Ausrichtung der Rentenleistungen nach altem oder neuem Recht wählen.

2 Nach dem Inkrafttreten des neuen Rechts können die Versicherten, die das Rentenalter noch nicht erreicht haben, im Rahmen des alten Rechts Leistungen in Kapitalform beziehen. In diesem Fall vermindern sich die Rentenleistungen nach neuem Recht. Derselbe Grundsatz gilt auch für Versicherte, die Kapitalleistungen nach altem Recht bezogen haben.

3 Die Vermögen der Einrichtungen der beruflichen Vorsorge gemäss altem Recht werden nach dem Inkrafttreten des neuen Rechts in den nach Artikel 112 Absatz 1 Buchstabe c und Absatz 5 vorgesehenen Rückstellungsfonds überführt.

4 Die Pensionskassen können von den Gemeinwesen oder von den bestehenden Vorsorgeeinrichtungen und AHV-Ausgleichskassen errichtet werden, die nach altem Recht vorgesehen sind.

5 Der Bundesrat regelt die Übergangsordnung; er bewahrt dabei nach Möglichkeit die dem Rückstellungsfonds zugewiesenen Mittel.
	Im Rat noch nicht behandelt.
	

	20.494/17.12.2020

	NR Erich Hess
	Die persönliche Altersvorsorge stärken

Der steuerliche Maximalbetrag für die Einzahlungen in die 3. Säule wird auf 15 000 Franken für Arbeitnehmer respektive auf 45 000 Franken für Erwerbstätige ohne berufliche Vorsorge angehoben.
	Vorprüfung - Behandelt vom Nationalrat.

16.03.2022:

NR: Folge gegeben.
	

	20.432 /11.05.2020

	WAK-N
	Gewinne der Schweizerischen Nationalbank aus den Straf- respektive Negativzinsen der AHV zuweisen

Die Erträge der Schweizerischen Nationalbank aus Negativzinsen sind gesondert zu erfassen, nicht dem Reingewinn zuzuschlagen und stattdessen ausschliesslich und vollumfänglich der AHV zuzuweisen. Die Überweisung an die AHV erfolgt jeweils nach der Veröffentlichung des Jahresergebnisses der Schweizerischen Nationalbank.
	Vorprüfung – Behandelt vom NR.

11.05.2020: WAK-N: Beschluss, einen Erlassentwurf auszuarbeiten.

12.04.2021: WAK-S: Keine Zustimmung.

30.11.2021:

NR: Folge gegeben.
	

	19.456/20.06.2019

	NR Pamela Schneeberger
	Leistungen zur Prävention sind im heutigen Umfeld eine wichtige Aufgabe von Wohlfahrtsfonds mit Ermessensleistungen

National- und Ständerat werden ersucht, Artikel 89a Absatz 8 ZGB unter besonderer Berücksichtigung des Zwecks und der Bedeutung von Wohlfahrtsfonds mit Ermessensleistungen in der Gesellschaft und der beruflichen Vorsorge, um folgenden Punkt zu ergänzen: Es ist sicherzustellen, dass Wohlfahrtsfonds im Rahmen ihrer Zwecksetzung auch Leistungen zur Prävention bei Krankheit, Unfall und Arbeitslosigkeit (und nicht nur in Notlagen einzelner Destinatäre) bzw. bei Alter Tod und Invalidität ausrichten können.
	Folge gegeben.

14.01.2021:  SGK-N: Folge gegeben.

10.11.2021:

SGK-S: Zustimmung.
	

	17.493/29.09.2017

ASIP: Zustimmung


	NR Hans Egloff
	Beweisbare Kriterien für die Orts- und Quartierüblichkeit der Mieten schaffen

Artikel 269a des Obligationenrechts ist durch einen neuen Absatz wie folgt zu ergänzen:

1. (bisheriger Wortlaut von Art. 269a: neu Abs. 1)

2. Massgeblich für die Ermittlung der orts- und quartierüblichen Mietzinse im Sinne von Absatz 1 Buchstabe a sind die Mietzinse für Wohn- und Geschäftsräume, die nach Lage, Grösse, Ausstattung, Zustand und Bauperiode mit der Mietsache vergleichbar sind:

a. Hinsichtlich der Bauperiode von Mietobjekten sind solche in vor 1930 erstellten Gebäuden vergleichbar; solche in nach 1930 erstellten Gebäuden sind mit Gebäuden, die 20 Jahre früher oder später erstellt wurden, vergleichbar.

b. Zustand und Ausstattung sind mit drei Kategorien (einfach, gut, sehr gut) zu bewerten. Der Richter gleicht mit Bezug auf einzelne Merkmale fehlende Eigenschaften nach seinem Ermessen durch die Berücksichtigung anderer, zusätzlicher oder höherwertiger Eigenschaften aus.

c. Genügend differenzierte amtliche oder branchenetablierte Statistiken sind zum Nachweis zuzulassen.

3. Der Nachweis der Orts- und Quartierüblichkeit des Mietzinses kann mittels drei zum Vergleich tauglichen Objekten erbracht werden.
	Folge gegeben.

06.07.2018: RK-N:

Folge gegeben.

06.11.2018: RK-S:

Folge gegeben.

18.12.2020:

NR: Fristverlängerung bis zur Wintersession 2022.
	

	16.459/15.09.2016

ASIP: Zustimmung


	NR Olivier Feller
	Mietvertragsrecht. Auf mechanischem Wege nachgebildete Unterschriften für zulässig erklären

Artikel 269d des Obligationenrechts (OR) soll um einen vierten Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt werden:

Art. 269d

...

Abs. 4

Für die Mitteilung einer Mietzinserhöhung oder jeglicher anderen einseitigen Vertragsänderung ist eine auf mechanischem Wege nachgebildete Unterschrift auf dem offiziellen Formular zulässig. 
	Folge gegeben. 19.10.2017: RK-N: Folge gegeben. 21.08.2018: RK-S: Zustimmung.

25.09.2020: NR: Fristverlängerung bis zur Herbstssession 2022.
	

	16.451/14.09.2016

ASIP: Zustimmung


	NR Hans Egloff 
	Für Treu und Glauben im Mietrecht. Anfechtung des Anfangsmietzinses nur bei Notlage des Mieters

Artikel 270 Absatz 1 OR ist wie folgt anzupassen:

Art. 270

Abs. 1

Der Mieter kann den Anfangsmietzins innert 30 Tagen nach Übernahme der Sache bei der Schlichtungsbehörde als missbräuchlich im Sinne der Artikel 269 und 269a anfechten und dessen Herabsetzung verlangen, wenn:

Bst. a

auf dem örtlichen Markt für Wohn- und Geschäftsräume Mangel herrscht; oder

Bst. b

der Vermieter den Anfangsmietzins gegenüber dem früheren Mietzins für dieselbe Sache erheblich erhöht hat; und

der Mieter sich wegen einer persönlichen oder familiären Notlage zum Vertragsabschluss gezwungen sah.
	Folge gegeben. 23.06.2017: RK-N:

Folge gegeben.

06.11.2018: RK-S:

Folge gegeben.

18.12.2020:

NR: Fristverlängerung bis zur Wintersession 2022.
	

	16.458/16.06.2016

	NR Karl Vogler 
	Keine unnötigen Formulare bei gestaffelten Mietzinserhöhungen

Artikel 269d OR ist durch einen neuen Absatz wie folgt zu ändern:

Art. 269d

...

Abs. 4

Für die Mitteilung von Mietzinserhöhungen, die in einer Vereinbarung über gestaffelte Mietzinse nach Artikel 269c vorgesehen sind, genügt die schriftliche Form. 
	Folge gegeben. 19.10.2017: RK-N: Folge gegeben. 21.08.2018: RK-S: Zustimmung.

Fristverlängerung bis zur Herbstssession 2022.
	

	11.482/30.09.2011

ASIP: Ablehnung


	NR Christa Markwalder  
	Teilzeitbeschäftigte. BVG-Leistungen statt Sozialhilfe

Das Bundesgesetz vom 25. Juni 1982 über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge wird wie folgt ergänzt:

Art. 7a Versicherung bei Teilzeitbeschäftigten

Abs. 1

Bei Teilzeitarbeit besteht Versicherungspflicht. Dabei wird der Koordinationsabzug in Prozenten des Arbeitspensums festgelegt. Der Grenzwert der Versicherungspflicht bleibt wie bei der Vollversicherung bestehen.

Abs. 2

Die Arbeitgeber einigen sich darauf, wer die Versicherung führt. Die anderen Arbeitgeber überweisen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiträge an die entsprechende Vorsorgeeinrichtung. Können sich die Arbeitgeber nicht einigen, so ist derjenige Arbeitgeber mit dem grössten Pensum federführend.

Abs. 3

Subsidiär gelten die Bestimmungen von Artikel 46 BVG.
	Behandelt vom NR.

12.10.2012: SGK-NR: Folge gegeben.

11.02.2013: SGK-SR: Keine Zustimmung.

28.05.2018: NR: Folge gegeben. 
	


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20223960" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20223960�.          


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20223959" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20223959�.         


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20223865" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20223865�.         


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20223841" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20223841�.        


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20223803" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20223803�.          


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20223799" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20223799�.        


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20223792" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20223792�.        


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20223389" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20223389�.       


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20223377" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20223377�.      


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20223123" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20223123�.      


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20214572" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20214572�.      


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20214520" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20214520�.      


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20214472" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20214472�.     


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20214338" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20214338�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20214282" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20214282�


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20214142" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20214142�.    


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20213564" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20213564�.   


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20213462" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20213462�.   


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20213017" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20213017�.    


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20204716" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20204716�.     


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20204693" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20204693�.   


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20204595" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20204595�.    


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20204552" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20204552�.    


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20204542" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20204542�.    


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20204516" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20204516�.     


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20204445" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20204445�.   


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20204078" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20204078�.     


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20203096" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20203096�.  


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20194122" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20194122�.   


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20193702" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20193702�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20173325" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20173325�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20163350" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20163350�; � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/services/news/Seiten/2019/20190926171559973194158159041_bsd182.aspx?ct=t(RSS_EMAIL_CAMPAIGN)" �https://www.parlament.ch/de/services/news/Seiten/2019/20190926171559973194158159041_bsd182.aspx?ct=t(RSS_EMAIL_CAMPAIGN)�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20223220" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20223220�.     


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20214586" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20214586�.    


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20214430" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20214430�.     


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20214114" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20214114�.   


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20213877" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20213877�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20213389" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20213389�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20204449" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20204449�.  


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20204141" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20204141�.   


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20193950" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20193950�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20193172" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20193172�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20163908" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20163908�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/fr/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20220444" �https://www.parlament.ch/fr/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20220444�.   


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20220410" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20220410�.   


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20200494" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20200494�.   


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20200432" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20200432�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20190456" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20190456�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20170493" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20170493�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20160459" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20160459�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20160451" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20160451�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20160458" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20160458�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20110482" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20110482�. 
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